
 

N i e d e r s c h r i f t 

RPA/VIII/08 
 

 
Niederschrift über die Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses der Gemeinde Ro-
sendahl am 12.12.2012 im Sitzungssaal des Rathauses, Osterwick, Hauptstraße 30, Ro-
sendahl. 
 

Anwesend waren: 
 
Von der Verwaltung 
 
Niehues, Franz-Josef       
 
Der Ausschussvorsitzende 
 
Schubert, Franz       
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Barenbrügge, Theodor       
Branse, Martin       
Meier, Lisa Margeaux       
Rahsing, Ewald       
Reints, Hermann       
Riermann, Günter    Vertreter für Ralf Fedder 
Schulze Baek, Franz-Josef       
Söller, Hubert       
 
Von der Verwaltung 
 
Gottheil, Erich Allgemeiner Vertreter    
Isfort, Werner Kämmerer    
Homering, Antonius Fachbereichsleiter    
Fuchs, Maria Produktverantwortliche    
Kortüm, Herbert Leiter Finanzbuchhaltung    
Lammers, Marion Sachbearbeiterin    
Roters, Dorothea Gleichstellungsbeauftragte    
Wisner-Herrmann, Sabine Schriftführerin    
 
Als Gast zu TOP 4 und 5 ö.S. 
 
Graf, Kathrin Wirtschaftsprüferin Concunia GmbH Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft 
 

Es fehlten entschuldigt: 
 

Die Ausschussmitglieder 
 
Fedder, Ralf       
 
Beginn der Sitzung: 19:00 Uhr 
 
Ende der Sitzung: 21:10 Uhr 
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T a g e s o r d n u n g 
 
Ausschussvorsitzender Schubert begrüßte die Ausschussmitglieder und die Vertreterinnen 
und Vertreter der Verwaltung und stellte fest, dass kein Pressevertreter erschienen sei.  
 
Er stellte weiter fest, dass zu dieser Sitzung mit Einladung vom 3. Dezember 2012 form- und 
fristgerecht geladen wurde und der Ausschuss beschlussfähig sei.  
 
Hiergegen erhob sich kein Widerspruch.  
 
Ausschussvorsitzender Schubert teilte mit, dass Frau Graf von der Concunia GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft aufgrund der widrigen Wetterverhältnisse bisher noch nicht ein-
getroffen sei. Er schlug deshalb vor, die Beratung des TOP 6 ö.S. vor den TOP 4 ö.S. vor-
zuziehen und ließ darüber abstimmen.  
 
Abstimmungsergebnis:   einstimmig  
 
 

1 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (1. Teil) 
 
Es wurden keine Fragen von Einwohnern gestellt.  

 

 

 
 

2 Anfragen der Ausschussmitglieder gemäß § 27 Abs. 9 GeschO 
 
Es wurden keine Anfragen von Ausschussmitgliedern gestellt.  

 

 

 
 

3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus öffentlichen Ausschuss-

sitzungen 
 
Kämmerer Isfort berichtete über die Durchführung der Beschlüsse aus der öffentli-
chen Sitzung des Ausschusses am 3. Juli 2012.  
 
Der Bericht wurde ohne Wortmeldungen zur Kenntnis genommen.  

 

 

 
 

4 Prüfung und Feststellung des Gesamtabschlusses 2010 der Gemeinde Ro-

sendahl gemäß § 116 in Verbindung mit § 96 GO NRW 

Vorlage: VIII/499 
 
Ausschussvorsitzender Schubert verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/499 und be-
grüßte als Gast Frau Graf von der Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft.  
 
Frau Graf erläuterte anhand einer Präsentation, die den Ausschussmitgliedern auch 

als Handout vorgelegt wurde (Anlage I), die Prüfung des Gesamtabschusses 2010 
der Gemeinde Rosendahl.  
Sie teilte mit, dass die Prüfung nicht innerhalb der gesetzlichen Fristen gemäß § 96 
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GO NRW durchgeführt worden sei. Dies müsse aber lediglich festgestellt werden 
und habe ansonsten keine weiteren Konsequenzen.  
Frau Graf beantwortete im weiteren Verlauf ebenso wie Kämmerer Isfort einige Ver-
ständnisfragen der Ausschussmitglieder.  
 

Der Ausschuss fasste sodann folgenden Beschlussvorschlag für den Rat:  

 
1. Die von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 

und in der Sitzung des Rates am 27.09.2012 förmlich zugeleitete Gesamtbilanz 
zum 31.12.2010 wird festgestellt. 

 
2. Die von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 

und in der Sitzung des Rates am 27.09.2012 förmlich zugeleitete Gesamtergeb-
nisrechnung für das Haushaltsjahr 2010 mit einem Fehlbetrag in Höhe von 
1.292.872,67 € wird festgestellt. 

 
3. Die von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 

und in der Sitzung des Rates am 27.09.2012 förmlich zugeleitete Gesamtfinanz-
rechnung für das Haushaltsjahr 2010 mit einem Endbestand an liquiden Mitteln in 
Höhe von 672.560,14 € wird festgestellt. 

 
4. Der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 

und in der Sitzung des Rates am 27.09.2012 förmlich zugeleitete Anhang zum 
Gesamtabschluss für das Haushaltsjahr 2010 wird festgestellt. 

 
5. Der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 

und in der Sitzung des Rates am 27.09.2012 förmlich zugeleitete Lagebericht 
zum Gesamtabschluss für das Haushaltsjahr 2010 wird festgestellt. 

 
6. Auf der Grundlage des von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia 

GmbH, Münster, erteilten uneingeschränkten Bestätigungsvermerkes vom 
15.08.2012 wird dem Bürgermeister für den Gesamtabschluss Entlastung erteilt. 

 
7. Der festgestellte Gesamtfehlbetrag für das Haushaltsjahr 2010 in Höhe von 

1.292.872,67 € wird durch Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage abge-
deckt. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
 

5 Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses 2011 der Gemeinde Ro-

sendahl gemäß § 96 GO NRW 

Vorlage: VIII/500 
 
Ausschussvorsitzender Schubert verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/500.  
 
Frau Graf erläuterte im Folgenden anhand einer Präsentation, die den Ausschuss-

mitgliedern ebenfalls als Handout zur Verfügung gestellt wurde (Anlage II), den Auf-
trag und die Auftragsdurchführung für die Prüfung des Jahresabschlusse 2011 und 
des Lageberichtes der Gemeinde Rosendahl. Insbesondere stellte sie die Schwer-
punkte der Prüfung heraus und fasste die Entwicklung der Gemeinde Rosendahl im 
Haushaltsjahr 2011 zusammen, um dann abschließend Chancen und Risiken für 
den Haushalt der Gemeinde Rosendahl darzustellen. Die Concunia GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft könne den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk für 
den Abschluss erteilen.  
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Fraktionsvorsitzender Branse erklärte, dass Kämmerer Isfort seinen Haushalt ge-
ordnet übergeben werde, auch wenn mit dem Testat der Concunia GmbH ein Ver-
mögensschaden für die die Gemeinde Rosendahl festgestellt werde. Letztendlich 
sei die Gemeinde Rosendahl unter den „Armen noch die Reichste “. Er sei im Nach-
hinein froh, dass die Prüfung des Jahresabschlusses nicht von den Mitgliedern des 
Rechnungsprüfungsausschusses durchgeführt werden musste, wie es zwischenzeit-
lich einmal angedacht gewesen sei. Es sei deutlich komfortabler, jemand anderen 
für diese Arbeit zu loben. Der Prüfbericht habe ohne weitere Kommentare die Ver-
änderungen aufgezeigt. Er bedanke sich hiermit ausdrücklich bei der Concunia 
GmbH und Kämmerer Isfort für die geleistete Arbeit und hoffe, dass die vorliegen-
den Zahlen zu einer geeigneten Handlungsweise führen. 
 
Nach der Beantwortung einiger Verständnisfragen fasste der Ausschuss folgenden 

Beschlussvorschlag für den Rat:  

 
1. Die von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 

und der Sitzungsvorlage VIII/500 als Anlage I beigefügte Bilanz zum 31.12.2011 
wird mit einer Bilanzsumme von 72.989.634,94 € festgestellt. 

 
2. Die von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 

und der Sitzungsvorlage VIII/500 als Anlage II beigefügte Ergebnisrechnung für 
das Haushaltsjahr 2011 mit einem Fehlbetrag in Höhe von 1.440.296,64 € wird 
festgestellt. 

 
3. Die von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 

und der Sitzungsvorlage VIII/500 als Anlage III beigefügte Finanzrechnung für 
das Haushaltsjahr 2011 mit einem Endbestand an liquiden Mitteln in Höhe von 
1.273.882,57 € wird festgestellt. 

 
4. Der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 

und der Sitzungsvorlage VIII/500 als Anlage IV beigefügte Anhang zum Jahres-
abschluss für das Haushaltsjahr 2011 wird festgestellt. 

 
5. Der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 

und der Sitzungsvorlage VIII/500 als Anlage V beigefügte Lagebericht zum Jah-
resabschluss für das Haushaltsjahr 2011 wird festgestellt. 

 
6. Auf der Grundlage des von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia 

GmbH, Münster, erteilten und der Sitzungsvorlage VIII/500 als Anlage VI beige-
fügten uneingeschränkten Bestätigungsvermerkes wird dem Bürgermeister Ent-
lastung erteilt. 

 
7. Der festgestellte Jahresfehlbetrag für das Haushaltsjahr 2011 in Höhe von 

1.440.296,64 € wird durch Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage abge-
deckt. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
Ausschussvorsitzender Schubert dankte dem Team hinter Kämmerer Isfort für die 
geleistete Arbeit und stellte ebenso wie zuvor Herr Branse fest, dass man jetzt end-
lich Zahlen erhalte, mit denen man arbeiten könne.  
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6 Prüfungsbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW gem. § 105 GO NRW 

Vorlage: VIII/501 
 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde vor dem TOP 4 ö.S. beraten.  
 
Ausschussvorsitzender Schubert verwies auf die Sitzungsvorlage VIII/501 und bat 
um Fragen und Anmerkungen.  
 
Ausschussmitglied Reints fragte, ob auf dem Holtwicker Friedhof Rasengräber an-
gelegt werden sollten.  
 
Bürgermeister Niehues erklärte, dass er dem Holtwicker Pastor die Idee, bei Bedarf 
ein Wiesengrabfeld hinter dem Friedhof in Richtung Schule anzulegen, bereits vor-
getragen und auch dessen Zustimmung erhalten habe. Allerdings gebe es zurzeit 
einen Sanierungsstau im Bereich der Leichen- und Trauerhalle, so dass man mit 
weiteren Investitionen vorsichtig sein müsse, um die Gebühren nicht zu sehr in die 
Höhe zu treiben.  
Wenn die Anlage eines Wiesengrabfeldes zeitnah gewünscht werde, müssten ent-
sprechende Mittel im Rahmen der Haushaltsberatungen für das Jahr 2013 bereit 
gestellt werden, da Zäune aufgestellt und Wege angelegt werden müssten. Ein ent-
sprechendes Konzept könne er auf Wunsch dann in der nächsten Sitzung des Ver- 
und Entsorgungsausschusses im Januar 2013 vorlegen.  
 
Ausschussmitglied Schulze Baek verwies auf die KIWI-Bewertung der Haushalts-
wirtschaft der Gemeinde Rosendahl mit dem Index 2 und die von der Gemeindeprü-
fungsanstalt (GPA) vorgeschlagenen Empfehlungen zur Verbesserung der Haus-
haltssituation. Unter anderem sei ja vorgeschlagen worden, als Bemessungsgrund-
lage für die kalkulatorische Abschreibung die Wiederbeschaffungszeitwerte zu 
Grunde zu legen. Er fragte, welche zahlenmäßige Veränderung im Bereich der Ge-
bühren damit zu erwarten sei.  
 
Kämmerer Isfort erklärte, dass er dazu im Moment keine aktuellen Zahlen nennen 
könne. Zudem gebe es das Problem, dass z.B. im Bereich der Wasserversorgung 
die Bewilligung von Landesmitteln an die Bedingung geknüpft sei, die Abschreibung 
vom Herstellungswert vorzunehmen. Dieses reiche aber definitiv nicht aus, um Re-
investitionen zu tätigen. Es müsse also zunächst geprüft werden, inwieweit die Emp-
fehlung der GPA umgesetzt werden könne.  
 
Ausschussmitglied Rahsing fragte, ob eine eventuelle Erweiterung des Friedhofes in 
Holtwick gebührenrelevant sein werde.  
 
Dieses wurde von Bürgermeister Niehues bejaht.  
 
Ausschussmitglied Reints verwies auf das im Bereich Gebäudewirtschaft ermittelte 
Potential in Höhe von fast 1 Million Euro für die Gesamtflächen von Schulgebäuden 
und Turnhallen und fragte, wie man dem entgegenwirken könne.  
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil antwortete, dass es hier die Problematik gebe, dass 
man eine Relation zwischen Flächen und Schülern hergestellt habe, ohne zu be-
rücksichtigen, dass es sich um drei Ortsteile handele, die jeweils Schulen und Turn-
hallen bereithielten. Man könne nicht die Flächen einzelner Gebäude reduzieren, 
sondern letztendlich nur ganze Gebäude schließen oder abreißen, um das aufge-
zeigte Potential zu erreichen.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse verwies auf die Stellungnahme der GPA zur Grund-
schule Darfeld, wonach dieser Standort aufgegeben werden solle, obwohl er gerade 
komplett saniert worden sei. Die SPD-Fraktion habe für ihren Vorschlag, lediglich 
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die Organisation zu ändern und die Grundschule Darfeld nicht mehr als eigenstän-
digen Schulstandort zu führen, schon Schelte bekommen. Es gebe einige Möglich-
keiten, die leerstehenden Räume der Grundschule Darfeld anders als zu schuli-
schen Zwecken zu nutzen. Man hätte z. B. Kindergartengruppen hier unterbringen 
können. Er sei verärgert darüber, dass seit 20 Jahren Vorschläge der Fraktionen 
oder des Rates von der Verwaltung nicht angenommen würden. Der Bürgermeister 
könne hier nicht sagen, dass das seine Baustelle sei. Der Bericht der GPA existiere 
schon seit August und werde erst heute vorgelegt. Zwischenzeitlich habe es aber 
bereits mehrfach die Diskussion zum Thema Schulstandort Darfeld gegeben. Er 
rufe noch einmal eindringlich dazu auf, zunächst zu überlegen, was benötigt werde 
und erst dann Investitionen zu tätigen.  
 
Bürgermeister Niehues erklärte, dass er den Unmut von Herrn Branse verstehen 
könne. Er selbst sei über die Aussage der GPA, den Schulstandort Darfeld zu 
schließen, schockiert gewesen. Als es vor einiger Zeit um die Ausschreibung der 
Schulleiterstelle für die Grundschule Darfeld gegangen sei, hätten sich alle Fraktio-
nen außer der SPD-Fraktion für eine Erhaltung des eigenständigen Schulstandortes 
ausgesprochen.  
Die kommissarische Schulleiterin, Frau Lyding, plane im Sommer 2013 drei Ein-
gangsklassen einzurichten. Insgesamt benötige die Grundschule Darfeld sieben 
Klassenräume. Demnach sei kein Raum über. Er weise nochmal darauf hin, dass 
die Statistik Flächenüberhänge ausweise, weil die Schülerzahl mit einem bestimm-
ten Flächenbedarf hochgerechnet werde. Die Klassen seien nicht mehr so voll wie 
früher, was auch den Wünschen der Eltern entgegenkomme, aber es stehe kein 
Raum leer. Flächen wie der Dachboden oder die alte Aula würden ebenso mitbe-
rechnet, würden aber nicht beheizt, so dass dort auch keine Kosten entstünden. Er 
selbst plädiere für den Erhalt des Schulstandortes Darfeld, da er die Aussage „Stirbt 
die Schule, stirbt auch das Dorf“ für richtig halte.  
 
Ausschussmitglied Schulze Baek erklärte, dass man darüber reden müsse, wie und 
in welcher Form die Empfehlungen der GPA umgesetzt werden könnten, da es sich 
dabei um politische Entscheidungen handeln müsse.  
 
Ausschussmitglied L.M. Meier ergänzte, dass auch sie der Ansicht sei, dass man 
zunächst nicht über Einzelthemen, wie z.B. die Schließung einer Sporthalle, spre-
chen müsse. Es gehe darum, dass die Gemeinde Rosendahl ein strukturelles Prob-
lem lösen müsse, das ansonsten in der Zukunft für immer mehr Ausgaben und ge-
ringere Einnahmen sorgen werde. Es gebe noch immer kein zukunftsorientiertes 
Gemeindeentwicklungskonzept.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse teilte mit, dass er so wütend sei, weil es inzwischen zu 
spät sei. Natürlich könne man in jeden Klassenraum ein Kind setzen und dann be-
haupten, dass kein Raum leer stehe. Die GPA gehe von Leerständen in Gebäuden 
aus und er selbst habe bereits vor Jahren auf das sich entwickelnde Problem in Dar-
feld hingewiesen. Es hätte durchaus die Möglichkeit gegeben, schulische Räume für 
die Einrichtung eines Gemeindezentrums oder eines Kindergartens zu nutzen. Dies 
sei aber auch von dem früheren Schulleiter, Herrn Kahlert, blockiert worden. Statt-
dessen hätten auch die Kindergärten viel Geld für ihre Erweiterungen ausgegeben. 
Das Schulgebäude in Darfeld sei für viel Geld energetisch saniert worden und trotz-
dem seien alternative Nutzungen nicht umgesetzt worden. Er fordere ein Umdenken 
und werde die bisherige Vorgehensweise nicht mehr mittragen.  
 
Bürgermeister Niehues gab zu bedenken, dass die Kindergärten umgebaut worden 
seien, um den ab August 2013 geltenden Rechtsanspruch für Kinder unter drei Jah-
ren auf einen Kindergartenplatz umzusetzen. Es seien ja kaum neue Gruppenräu-
me, sondern zusätzliche Ess-, Schlaf- und Wickelräume gebaut worden. Dazu hätte 
man auch in der Schule Umbaumaßnahmen vornehmen müssen. 
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Ausschussmitglied L.M. Meier stellte fest, dass verwaltungsseitig offenbar nicht ver-
standen werde, was die Ausschussmitglieder mit ihren Stellungnahmen zu vermit-
teln suchten. Es gehe einfach nur darum, bei bestimmten Investitionen ein langfris-
tiges Konzept zu haben, um nicht nachher feststellen zu müssen, dass man den 
falschen Weg eingeschlagen habe.  
 
Allgemeiner Vertreter Gottheil erklärte, dass er da anderer Meinung sei. Natürlich 
könne die Verwaltung erkennen, dass Flächenüberhänge vorhanden seien. Gründe 
dafür seien u.a., dass die Verkehrsflächenanteile in der Darfelder Schule relativ 
hoch seien. Die alte Aula z.B. werde als Bruttogrundfläche mit eingerechnet, obwohl 
sie nicht genutzt und geheizt werde.  
Vor 20 Jahren sei der Beschluss, die Zweifachhalle im Ortsteil Osterwick zu bauen, 
von der Politik gefasst worden. Die Sporthalle werde aber nicht nur von Schülern 
sondern fast an jedem Wochenende und auch abends von Bürgern belegt. Er halte 
es aber für unbedingt notwendig, auch weiterhin für die Bürger etwas zu tun.  
Es gebe auch 3 Feuerwehrgerätehäuser, die nicht in die Flächenberechnung einge-
gangen seien.  
 
Ausschussmitglied Reints hielt die Aussage von Herrn Gottheil nicht für richtig. Die-
ser rechtfertige lediglich was bisher passiert sei. Ansätze für Einsparungen gebe es 
aber nicht. Als Beispiel dafür nannte er den Verkauf des Gebäudes Hauptstraße 13 
(Alte Vikarie), bei dem die Gemeinde noch 20.000 Euro dazu geben musste.  
Die GPA habe den Vorschlag für eine interkommunale Zusammenarbeit gemacht. 
Diesen Vorschlag habe er selbst schon für den Bereich des Bauhofes gemacht. Die 
Verwaltung habe das aber von vornherein für schwierig erklärt, da befürchtet wurde, 
dass benötigte Geräte immer gerade zur Unzeit von der jeweils anderen Kommune 
benutzt würden. Keiner könne aber sagen, ob das bei einer entsprechenden Pla-
nung wirklich so sei. Es sei unbedingt notwendig, neue Denkansätze zuzulassen. 
Die bisherigen Verwaltungsvorschläge seien niemals echte Alternativen gewesen. 
So könne es nicht weitergehen, zumal die Steuersätze der Gemeinde Rosendahl 
auch schon da seien, wo es sich mancher Bürger nicht mehr leisten könne. Sein 
Fazit sei, dass es schwer sei, einen Umdenkungsprozess einzuleiten und dass man 
dafür evtl. auch die Hilfe eines Ökonomen in Anspruch nehmen müsse. Ein Verwal-
tungsfachmann könne zwar hervorragend verwalten, sei aber wohl kein Visionär, 
der neue Wege gehe.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse meinte, dass man nicht unbedingt ein Visionär sein 
müsse, um neue Wege zu gehen. Es müsse ganz einfach erlaubt sein zu fragen, 
was noch komme und was man in Zukunft brauche. Bevor man z.B. spezielle Unter-
suchungen oder Gutachten in Auftrag gebe, wolle er ganz einfach wissen, ob das 
tatsächlich notwendig sei.  
Die Diskussion über die Grundschule Darfeld sei im Grunde „Schnee von gestern“. 
Die Verwaltung tue gerade so, als sei die dortige Entwicklung unvorhergesehen 
über sie herein gebrochen. Es gebe einen Schulentwicklungsplan, der die zurück-
gehenden Schülerzahlen ausweise, so dass man mit entsprechenden Planungen 
hätte reagieren können. An der aktuellen Situation sei jetzt nichts mehr zu ändern. 
Um das Haushaltsdefizit auszugleichen müsse sich im Kopf der Verwaltungsmitar-
beiter etwas ändern. Das Prinzip der Generationengerechtigkeit müsse berücksich-
tigt werden, da auch die Renten immer geringer würden. In Zukunft müsse man von 
den vorhandenen Mitteln ausgehen und diese dem notwendigen Bedarf gegenüber 
stellen.  
 
Ausschussmitglied Schulze Baek stellte fest, dass in der heutigen Diskussion zu viel 
auf die Verwaltung „eingeschlagen“ werde. Die Gemeinde Rosendahl sei eine fi-
nanzschwache Kommune, die besondere Schwierigkeiten durch ihre Dreizügigkeit 
habe. Im Moment werde eine Infrastruktur für rd. 11.000 Einwohner vorgehalten. 
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Wenn das geändert werde, habe man möglicherweise demnächst nur noch 6.000 
Einwohner in Rosendahl.  
 
Fraktionsvorsitzender Branse bestätigte, dass die Verwaltung grundsätzlich gute 
Arbeit mache, wobei bisher aber das Geld nicht die Hauptrolle gespielt habe. In Zu-
kunft müsse man unbedingt darauf achten, mit den vorhandenen Mitteln auszu-
kommen.  
 
Ausschussmitglied Barenbrügge erklärte, dass er nicht auf den Bericht der GPA 
eingehen wolle, wies aber darauf hin, dass die Gemeinde auch sehr viele Pflichtauf-
gaben habe. 
 
Fraktionsvorsitzender Branse antwortete, dass er den Bericht von Spezialisten, in 
diesem Fall der GPA für sinnvoll halte, um auf Fehler aufmerksam zu machen. Na-
türlich gebe es Pflichtaufgaben, die man aber unterschiedlich lösen könne. Er sei 
der Ansicht, dass sowohl die Verwaltung als auch der Gemeinderat verpflichtet sei-
en, nach Einsparmöglichkeiten zu suchen. An Herrn Gottheil richtete er den Aufruf, 
die Schuld für vermehrte Ausgaben nicht immer nur auf die Dreipoligkeit der Ge-
meinde Rosendahl zu schieben.  
 

Herr Rahsing stellte anschließend den Antrag auf Abstimmung.  
 
Ausschussvorsitzender Schubert fasste zusammen, dass der Bericht der GPA als 
Anregung zu sehen sei, in Zukunft bei Entscheidungen zunächst nach der kosten-
günstigsten und besten Lösung zu suchen. Nicht alle Empfehlungen der GPA könn-
ten umgesetzt werden. Einzelne Punkte könnten sicher am besten in den entspre-
chenden Ausschüssen noch einmal aufgegriffen werden.  
 

Der Ausschuss fasste sodann folgenden Beschlussvorschlag für den Rat:  

 
1. Der Rechnungsprüfungsausschuss nimmt den Prüfungsbericht zu der im Zeit-

raum Februar bis Juli 2012 von der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-
Westfalen durchgeführten überörtlichen Prüfung der Haushalts- und Wirtschafts-
führung der Gemeinde Rosendahl zur Kenntnis. 

 
2. Mit dem Protokoll über die Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses wird 

dem Rat der nach § 105 Abs. 5 GO NRW vorgeschriebene Bericht über den we-
sentlichen Inhalt des Prüfungsberichtes sowie das Ergebnis seiner Beratungen 
erteilt. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

7 Mitteilungen 
 
Es wurden verwaltungsseitig keine Mitteilungen vorgetragen.  

 
 

8 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (2. Teil) 
 
Es wurden keine Fragen von Einwohnern gestellt.  

 
 
 

Franz Schubert 
Ausschussvorsitzende/r 

Sabine Wisner-Herrmann 
Schriftführer/in 
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